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Mittheilungen aus der Praxis. 


Der Umſtand, daß eine Waſſerleitung Gemeindeanſtalt iſt und 

gemeindepolizeilichen Zwecken (der Feuerpolizei) dient, berechtigt 

die Gemeinde im Falle der Störung der Waſſeranlage zu keiner 
behördlichen Ingerenz. 


Innerhalb der Stadt A. zweigt ſich aus dem Stadtbache ober⸗ 
halb der W. . ler Mühle eine Waſſerleitung (Waſſergraben) ab, welcher 
die Gärten der Häuſer der Langengaſſe durchzieht und ſich unterhalb 
der Steinmühle wieder mit dem Stadtbache vereinigt. Der Bürger⸗ 
meiſter von A. behauptete, daß dieſe Waſſerleitung von der Ge⸗ 
meinde zu dem Zwecke errichtet worden ſei, um die Bewohner der 
Langengaſſe für den Hausbedarf mit Waſſer zu verſehen und für den 
Fall einer Feuersgefahr Waſſer zur Hand zu haben. Es ſei daher den 
Hausbeſttzern bloß geſtattet worden, in der Nähe ihrer Häuſer ſoge⸗ 
nannte Waſſerſchöpfen in dem fließenden Waſſer zu errichten und 
daraus das für den Hausgebrauch nothwendige Waſſer zu holen, 
nimmermehr aber anderweitig darüber zu verfügen. 

Am 18. Februar 1870, führte Dr. D. bet der Gemeinde 
darüber Beſchwerde, daß in feine Waſſerleitung kein Waſſer zufließe, 
weil ſein Nachbar Franz H. dasſelbe in einen in feinem Garten ohne 
Bewilligung angelegten Teich ableite. 

„Nach vorausgegangener commiſſioneller Erhebung erkannte der 
Bürgermeiſter von A. unterm 24. Februar 1870, 3. 807, Franz H. 
habe den ohne behördliche Bewilligung angelegten Teich binnen ſechs 
Wochen zu verſchütten und das Pumpwerk bei demſelben zu caſſtren, 
widrigenfalls er einer Geldſtrafe von 10 fl. verfallen und die Ver⸗ 
ſchüttung des Teiches auf ſeine Koſten veranlaßt werden würde. Mo⸗ 
tivirt war dieſe Entſcheidung damit daß nach dem Ergebniß der 
gepflogenen Erhebung anläßlich des Beſtandes des ohne Bewilligung 


angelegten Teiches ein unregelmäßiger Waſſerlauf des Baches erfolge 
und daß dadurch nicht nur die nachbarlichen Hausbeſitzer in der Be⸗ 
nützung des Waſſers beirrt werden, ſondern denſelben auch ein nicht 
unbeträchtlicher Schaden zugefügt werde. 

Da Franz H. hierauf die Anzeige erſtattete, daß der Teich, 
deſſen Verſchüttung ihm aufgetragen worden ſei, nicht mehr ihm ge⸗ 
höre, da er die Grundfläche, auf welchem ſich derſelbe befinde, an 
Joſeph B. veräußert habe, fo forderte der Bürgermeiſter mit Erlaß 
vom 24. Mai 1870, 3.2098, den Joſeph B. auf, in Durchführung 
des rechtskräftig gewordenen früheren Erkenntniſſes oom 24. Februar 
1870, 3. 807, binnen 14 Tagen den fraglichen Teich zu verſchütten 
und das Pumpwerk zu beſeitigen, widrigenfalls er einer Geldſtrafe 
von 10 fl. verfallen und die Verſchüttung des Teiches und Beſeiti⸗ 
gung des Pumppwerkes auf feine Gefahr und Koſten veranlaßt wer⸗ 
den würde. 

Gegen dieſe Anordnung des Gemeindevorſtehers hat Joſeph B. 
im Grunde des § 103 der Gemeindeordnung bei der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft Beſchwerde geführt und behauptet, die angefochtene Ver⸗ 
fügung ſei geſetzwidrig, weil erſtlich in dem vorliegenden Falle zu 
einem Einſchreiten nach den §§ 1 und 2 der Mühlordnung die poli⸗ 
tiſche Behörde erſter Inſtanz, nicht aber die Gemeinde competent ſei, 
weil ferner der Erlaß des Bürgermeiſters als ein unberechtigter Ein⸗ 
griff in ſeine Privatrechte ſich darſtelle, da der Beſchwerdeführer 
doch über ſeinen Grund und Boden frei verfügen könne und weil 
endlich der angefochtene Erlaß des Bürgermeiſters als ein unzuläſſiger 
Executionsact über einen nicht gegen ihn, den Beſchwerdeführer, ſon⸗ 
dern gegen ſeinen Beſitzvorgänger erfloſſenen Spruch ſich darſtelle. 
Das Petit ging dahin, es möge der angefochtene Erlaß des Bürger⸗ 
meiſters wegen Geſetzwidrigkeit behoben und dem Beſchwerdeführer für 
den Fall, als das beſtehende Baſſin in ſeinem Beſtande an und für 
ſich irgend welche geſetzliche Bedenken erregen ſollte, der politiſch⸗ 
behördliche Conſens zur Belaſſung desſelben ertheilt werden. 

Ueber dieſe Beſchwerde äußerte ſich der Bürgermeiſter dahin, 
daß die angefochtene Anordnung im Intereſſe der öffentlichen Sicher⸗ 
heit und der beſtehenden Polizeianſtalten wegen zu befürchtendem 
Waſſermangel bei einer Feuersgefahr nach den SS 28 und 35 der 
Gemeindeordnung erfloſſen ſei; daß dieſe Anordnung in den felbſt⸗ 
ſtändigen Wirkungskreis der Gemeinde falle und die vorliegende Be⸗ 
ſchwerde daher in die Competenz des Bezirksausſchuſſes gehöre, und 
daß endlich der böhmiſche Landesausſchuß in einem ganz analogen 
Falle dem Recurſe des Wilhelm H. gegen die gleichlautenden Ent⸗ 
ſcheidungen des Stadtrathes (Gemeindevorſtandes), des Gemeinde⸗ 
Ausſchuſſes und des Bezirksausſchuſſes wegen Beſeitigung und Caſſi⸗ 
rung einer Waſſerleitung aus dem Grunde keine Folge gegeben habe, 
weil die ganze Waſſerleitung durch die Langegaſſe als eine „Ge⸗ 
meindeanſtalt“ anzuſehen ſei, bezüglich welcher das Dispoſitionsrecht 
der Gemeinde durch willkürliches Vorgehen Einzelner nicht beirrt 
werden könne und dürfe. : 

Der Bezirkshauptmann in A. hat hierauf der Beſchwerde des 
Joſeph B. keine Folge gegeben, „weil der Stadtrath (Bürgermeiſter⸗ 
amt) durch den angefochtenen Erlaß weder ſeinen Wirkungskreis über⸗ 


ſchritten, noch auch gegen beſtehende Geſetze verſtoßen hat. Denn der 
fragliche, durch die Gärten der Häuſer der Langengaſſe fließende, zum 
Bedarfe der dortigen Häuſer und zum Schutze vor Feuersgefahr 
künſtlich angelegte Graben könne nur als eine Gemeindeanſtalt ange⸗ 
ſehen werden, für welche die Vorſchriften der Gemeindeordnung und 
die für dieſe Waſſerleitung beſtehenden beſonderen Satzungen maß⸗ 
gebend ſind, deren Handhabung den Gemeindeorganen und den auto⸗ 
nomen Organen höherer Ordnung obliege. Die Mühlordnung könne 
deßhalb hier keine Anwendung finden, weil an dieſer Waſſer⸗ 
leitung keine Mühle ſich befinde“. f 

Die Statthalterei hat über Beſchwerde des Joſeph B. die be⸗ 
zirkshauptmannſchaftliche Entſcheidung aus den Motiven derſelben 
beſtätiget. — 

Das Miniſterium des Innern hat jedoch unterm 11. April 
1871, 3.1136, im Einvernehmen mit dem Ackerbauminiſterium dem 
Miniſterialrecurſe des Joſeph B. Folge gegeben und unter Behebung 
der unterbehördlichen Entſcheidungen erkannt, daß der A. . .. ger 
Bürgermeiſter durch die in ſeinem Erlaſſe vom 24. Mai 1870, 
3. 2098, beziehungsweiſe vom 24. Februar 1870, 3. 807, enthal⸗ 
tene Anordnung zur Beſeitigung des im Garten des Recurrenten be⸗ 
findlichen Teiches ſammt Pumpwerke unter Androhung einer Geld⸗ 
ſtrafe von 10 fl. und weiterer Zwangsmaßregeln — beſtehende Geſetze 
verletzt und fehlerhaft angewendet habe, und daß die bezogenen Erläſſe 
des A. . .. ger Bürgermeiſters daher im Grunde des § 103 der 
Gemeindeordnung außer Kraft geſetzt werden: 

„Denn es war nicht im Wirkungskreiſe des Gemeindevorſtehers von A. 
gelegen geweſen, die Beſeitigung des ohne behördliche Bewilligung im Gar⸗ 
ten des Recurrenten hergeſtellten Teiches und des Pumpwerkes bei demſelben 
unter Androhung von Geldſtrafen und Zwangsmaßregeln anzuordnen. 


Zur Anlage der aus dem Stadt⸗ und Mühlbache in A. abzwei⸗ 


genden und durch die Gärten der Häuſer der Langengaſſe führenden 
Waſſerleitung war ohne Unterſchied, ob dieſe Anlage von der Ge⸗ 
meinde oder von Privaten erfolgte, früher nach der Beſtimmung des 
$ 1 der Mühlordnung vom 1. December 1814 die Bewilligung der 
politiſchen Behörde erforderlich. Dermalen fällt dieſe Waſſerleitung 
unter die Beſtimmungen des böhmiſchen Landesgeſetzes vom 28. Auguſt 
1870, Nr. 71, und es bedarf gemäß § 17 dieſes Geſetzes, wie dies 
auch bei Beſtand der Mühlordnung der Fall war, jede Aenderung 
dieſer Waſſerleitung, durch welche auf fremde Rechte eine Einwirkung 
entſteht, der Bewilligung der politiſchen Behörde. Hat nun Joſeph 
B. oder deſſen Beſitzvorgänger eine Aenderung in der fraglichen 
Waſſerleitung ohne behördliche Bewilligung in der Weiſe vorgenom⸗ 
men, daß er in ſeinem Garten einen Teich anlegte, in denſelben das 
Waſſer aus der Waſſerleitung ableitet und hiedurch den berechtigten 
Waſſerbezug der tiefer gelegenen Nachbarn beirrt, ſo hat ſich derſelbe 
einer Uebertretung der Beſtimmungen der Mühlordnung, beziehungs⸗ 
weile des Waſſerrechtsgeſetzes zu Schulden kommen laſſen und es 
waren und find dermalen noch die politiſchen Behörden berufen, von 
Amtswegen diesfalls einzufchreiten. 

An dieſer Competenz der politiſchen Behörden ändert der Um⸗ 
ſtand nichts, daß die fragliche Waſſerleſtung ein Eigenthum der Ge⸗ 
meinde (eine Gemeindeanſtalt) ſein und für den Fall einer Feuers⸗ 
gefahr das zum Löſchen erforderliche Waſſer bieten ſoll. Denn wenn 
die Gemeinde die Waſſerleitung als ihr Eigenthum, als eine Ge⸗ 
meindeanſtalt anſieht, fo wäre fie wohl — wie jeder andere Private 
— berechtigt geweſen, den Eingriff in ihre vermeintlichen Privatrechte 
zu verbieten; allein ſie war nicht berechtigt, zur Wahrung ihrer 
Privatrechte einen behördlichen Auftrag zur Beſeitigung des Teiches 
und Pumpwerkes unter Androhung von Geldſtrafen und Zwangs⸗ 
maßregeln zu erlaſſen, weil eine ſolche Verfügung nicht in ihrem 
Wirkungskreiſe gelegen iſt, ſie vielmehr diesfalls zur Abwehr der Ein⸗ 
griffe in ihre Privatrechte und wegen Wiederherſtellung des früheren 
Standes die Amtshandlung der Behörden hätte in Anſpruch nehmen 
ſollen. Der Umſtand aber, daß die fragliche Waſſerleitung auch feuer⸗ 
polizeilichen Rückſichten Rechnung trägt, kann — wie dies auch der 
ausdrücklichen Beſtimmung des § 20 des Landesgeſetzes vom 28. Aug. 
1870, Nr. 71 Landesgeſetzblatt, zu entnehmen iſt, — die Competenz 
der politiſchen Behörden in Angelegenheiten betreffend die Leitung, 
Benützung und Abwehr der Gewäſſer nicht beirren.“ Km. 
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Competenzſtreit. Gegen eigenmächtige Verhinderung der Aufſtel⸗ 

lung einer Markthütte am Marktplatze iſt eine gerichtliche Beſitz⸗ 

ſtörungsklage nicht zuläſſig und gehört der Klagegegenſtand vor 
das Forum der Marktpolizeibehörde. 


Der Kaufmann E. aus F., welcher ſeit einer Reihe von Jahren 
den Markt im benachbarten T. beſucht und daſelbſt (wie er angibt) 
ſtets auf demſelben von ihm gepachteten märktiſchen Grunde unmit⸗ 
telbar vor dem D. .. chen Gaſthauſe Nr. 23 daſelbſt eine Markt⸗ 
hütte aufſchlägt, wollte auch am Markttage den 3. October 1871 auf 
demſelben Platze ſeine Markthütte durch einen Tiſchler aufrichten laſſen 
und es war dieſe Aufſtellung nahezu vollendet, als ihm dieſelbe von 
der D. . . hen Gaſthofbeſitzerin und deren Sohn aus dem Grunde 
verwehrt wurde, weil hiedurch der Zugang zu ihrem Gaſthofe Nr. 23 
verſtellt werde. 

Die von E. dagegen gemachten Vorſtellungen blieben erfolglos 
und als derſelbe mit einem von ihm requirirten Gendarmen auf den 
erwähnten Platz zurückkam, fand er die Hütte bereits zertrümmert und 
deren Beſtandtheile auf der Straße herumliegen. Joſeph D. und ſeine 
Mutter drohten dem F., den Stand im Falle der Wiederaufrichtung 
abermals niederzureißen. Die Wiederaufrichtung war aber auch un⸗ 
möglich, da die Gefüge und Zapfen der Läden und Balken in Folge 
der Gewaltanwendung zerbrochen waren. 

Die von E. und der Marktgemeinde F. durch ihren Markt⸗ 
vorſtand Johann H. gegen Joſeph D. und deſſen Mutter überreichte 
Beſitzſtörungsklage wurde vom Bezirksgerichte V. abgewieſen. Der 
erſte Richter ließ ſich dabei von der Erwägung leiten, daß nach den 
Verhandlungsacten das Vorgehen der Geklagten nur vom gewerbe⸗ 
und marktpolizeilichen Standpunkte aus in Betracht gezogen werden 
könne und daß daher, da dies Sache der Adminiſtrativ⸗ und nicht der 
Juſtizbehörde iſt, das Klagbegehren wegen Incompetenz der Gerichte 
abgewieſen werden müſſe. 

Die Statthalterei, an welche ſich das Oberlandesgericht in Wien 
über Recurs des Klägers um Mittheilung gewendet hat, ob die Sache 
überhaupt zur gerichtlichen Competenz gehöre, hat ſich unter Berufung 
auf den § 25, Al. 4 der o. ö. Gemeindeordnung und auf die §§ 69 
und 70 der Gewerbeordnung, ſowie auf die in ähnlichen, ſehr häufig 
vorkommenden Fällen beobachtete Praxis gegen die gerichtliche 
Competenz erklärt, nachdem es ſich um einen zur Competenz der 
Gemeindepolizei gehörigen Gegenſtand handelt. 

Der oberſte Gerichtshof, welchem das mit dieſer Anſchauung 
einverſtandene Oberlandesgericht die Acten zur Entſcheidung der Com⸗ 
petenzfrage in Gemäßheit des Hofdecretes vom 23. Juni 1820, 
3. 1669, vorgelegt hat, theilte dieſelbe Competenzanſchauung. 

Das um ſeine Meinungsäußerung über die Competenz befragte 
Miniſtertum des Innern hat unterm 2. December 1871, 3. 16.050, 
ſeine Anſchauung dahin eröffnet, daß es der Anſicht des oberſten Ge⸗ 
richtshofes beipflichte, „daß der fragliche Klagegegenſtand nicht vor das 
Forum der Gerichtsbehörden gehört, ſondern die Handhabung der 
Marktpolizei betrifft, welche nach den 88 25 und 53 der Gemeinde⸗ 
ordnung für Oberöſterreich dem Gemeindevorſteher obliegt“. L. 


Die ehemals den Gemeinden gegen die früheren Grundobrigkeiten 

zugeſtandene, ſpäter geſetzlich aufgehobene Forderung auf Leiſtung 

für öffentliche und communale Zwecke, z. B. Holzlieferung zu 

Brückenbauten, kann auch unter dem Titel der Erſitzung (Ver⸗ 
jährung) nicht mehr geltend gemacht werden. 


Die Repräſentanz der Ortsgemeinde N. überreichte bei der 
Grundlaſtenablöſungs⸗ und Regulirungs⸗Landescommiſſton zu G. das 
Geſuch um Anweiſung des Stiftes A., als Beſitzers der vormaligen 
Herrſchaft A., zur Einbringung der Anmeldung über das der Ge⸗ 
meinde N. zuſtehende Recht zum Bezuge des zur Erhaltung der Ge⸗ 
meinde⸗ und Schulhausbaulichkeiten nothwendigen Nutzholzes, daun 
des zur Beheizung der Schullocalitäten erforderlichen Brennholzes aus 
den Gut A. . . schen Waldungen, indem fie geltend machte, daß die 
Gemeinde ſeit unvordenklichen Zeiten, jedenfalls aber ſeit 40 Jahren 
vom 5. Juli 1853 an zurückgerechnet, als dem Tage der Kund⸗ 
machung des kaiſerlichen, in Betreff der Regulirung und Ablöfung der 
Holz⸗, Weide⸗ und Forſtproductenbezugsrechte erfloſſenen Patentes, 
welches im § 43 die weitere Erſitzung von derlei Rechten unterſagt, 
ſowie den bereits früher angefangenen, jedoch nicht bis zur Vollen⸗ 


dung der Erſitzung fortgeſetzten Beſitz für unterbrochen erklärt, das 
Holz bezogen, ſomit das Recht zum Bezuge erſeſſen habe. (§ 1472 
a. b. G. B.) 

Nach der hierüber von der Localcommiſſion K. abgeführten 
Verhandlung hat die Landescommiſſion unterm 28. April 1871, 
Z. 249, entſchieden: „Es ſtehe der Gemeinde N. das Recht zum 
Bezuge des zur Erhaltung der Gemeindebrücken, Canäle und ſonſtigen 
Waſſerbauten nöthigen Bauholzes, dann des für die Beheizung der 
Schule erforderlichen Brennholzes, ſowie des zur Erhaltung des 
Schulgebäudes nothwendigen Bau⸗ und Sagholzes in den zum Gute 
A. gehörigen Waldungen nicht zu — und das Stift A. als Eigen⸗ 
thümer des Gutes A. ſei daher nicht verpflichtet, die Anmeldung der 
angeſprochenen fraglichen Holzbezugsrechte einzubringen“. „Gründe: 
„Dieſes Erkenntniß gründet ſich in Betreff des für Gemeindeobjecte 
angeſprochenen Holzbezugsrechtes darauf, daß gemäß dem Geſetze vom 
7. September 1848 und dem § 6 der Miniſterialverordnung vom 
12. September 1849 die Verpflichtung der beſtandenen Grundobrig⸗ 
keiten zur Herſtellung und Erhaltung der Gemeindewege, Brücken und 
Straßen ohne alle Entſchädigung aufgehoben wurde, — während des 
Beſtandes des Geſetzes aber, welches dieſe Verpflichtung normirte, das 
Forderungsrecht für dieſe auf Grund des beſtehenden Geſetzes ſtets 
geleiſtete Holzabgabe nicht auch nebenbei im Erſitzungswege erworben 
werden konnte, — ſeit den Jahren 1848 und 1849 aber bis zum 
Erſcheinen des Patentes vom 5. Juli 1853 eine allfällig begonnene 
Erſitzung eines ſolchen Rechtes nicht vollendet werden konnte; — in 
Betreff ſenes zur Beheizung der Schule und Erhaltung des „Schul⸗ 
gebäudes, abgeſehen von der Incompetenz der Gemeinderepräſentanz 
zur Erhebung dieſes Anſpruches, da nur der Ortsſchulrath hiezu befugt 
war, darauf, daß gemäß § 2 des Geſetzes vom 17. Auguſt 1864 die 
geſetzliche Verpflichtung der ehemaligen Dominten als Patrone und 
Grundobrigkeiten zur Beiſtellung des Schulbeheizungsholzes ohne alle 
Entſchädigung aufgehoben wurde und die Koſten für die Beiſtellung 
des Schulbeheizungsholzes, ſowie auch für die Erhaltung der Schul⸗ 
gebäude nunmehr gemäß den SS 3 bis 9 des obigen Geſetzes im 
Concurrenzwege zu bedecken find, — bei dem Beſtande eines Geſetzes 
aber, welches eine Verpflichtung zur Leiſtung einer Holzabgabe nor⸗ 
mirt, das Forderungsrecht für dieſe auf Grund des beſtehenden Geſetzes 
ſtets geleiſtete Holzabgabe nicht auch nebenbei im Erſitzungswege 
erworben werden kann. Ueberdies muß das Stift A. als Grundbeſitzer 
in der Gemeinde N. nach dem Gemeindegeſetze und den Flußpolizei⸗ 
vorſchriften zu den Koſten der Erhaltung der Gemeindebrücken, Stege, 
Waſſerbauten ꝛc. und zu den Schulauslagen nach dem Geſetze über 
die Herſtellung und Erhaltung der Volksſchulen ohnehin beitragen und 
kann ſomit in beiden Beziehungen nicht doppelt belaſtet werden.“ 

Dem gegen dieſe Entſcheidung von der Gemeindevorſtehung N. 
ergriffenen Recurſe fand das k. k. Miniſterium des Innern laut Er⸗ 
laſſes vom 2. December 1871, 3. 851, keine Folge Meet 

r. Külb. 


Die Beſtimmungen der kaiſerl. Verordnung vom 22. October 

1849, N. G. Bl. Nr. 12, über das Verfahren in possessorio 

summarissimo finden keine Anwendung auf Streitigkeiten aus 
Dienſtverträgen. 


Anton Seidl wurde von dem Bräuermeiſter J. Wolf in deſſen 
Wirthshauſe Nr. 10 in H. mit der Verpflichtung angeſtellt, daß er 
daſelbſt deſſen Bier ausſchänke, wogegen er von J. Wolf für jedes 
ausgeſchänkte Faß den Betrag von 1 fl. erhalte. Dieſes Rechtsver⸗ 
hältniß dauerte fünf Jahre. Am 25. Auguſt 1871 aber nahm J. 
Wolf dem Anton Seidl die Schlüſſel weg und ſperrte ihm den Keller 
und das Gewölbe ab In Folge deſſen und unter Berufung auf den 
Umſtand, daß er durch volle fünf Jahre alle Localitäten des Hauſes 
Nr. 10 in H. ungeſtört benützt hätte, klagte am 25. Auguſt 
1871 Anton Seidl den J. Wolf beim Civilgerichte wegen Beſitz⸗ 
ſtörung. Die erſte Inſtanz gab dem Klagebegehren ſtatt. Indeſſen das 
böhmiſche Oberlandesgericht hob den Beſcheid der erſten Inſtanz auf 
und wies den Kläger mit ſeiner Klage an die competente (admini⸗ 
ſtrative) Behörde, weil das zwiſchen dem Kläger und dem Geklagten 
beſtehende Rechtsverhältniß nicht auf einem Beſtand⸗, ſondern auf 
einem Dienſtvertrage beruhe, Streitigkeiten aus ſolchen Verträgen aber 
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während des Beſtandes derſelben nach § 73 der Gewerbeordnung vom 
20. December 1859 und nach § 39 der Dienſtbotenordnung für 
Böhmen, Landesgeſetzblatt vom Jahre 1866 (7. April), Z. 11, nicht 
vor die Gerichte gehören. 

Dagegen recurrirte der Kläger, allein der k. k. oberſte Gerichts⸗ 
hof beſtätigte unterm 28. December 1871, 3. 15.214, die ober⸗ 
landesgerichtliche Entſcheidung, und zwar „in der Erwägung, daß im 
vorliegenden Falle das zwiſchen dem Kläger und dem Geklagten be⸗ 
ſtehende Rechtsverhältniß auf einem Lohnvertrage beruht, daß Kläger 
ſonach, indem er gegen einen beſtimmten Lohn den Ausſchank des vom 
Geklagten erzeugten Bieres im Auftrage desſelben, zu deſſen Handen 
in dem dem Geklagten gehörigen Wirthshauſe ausübte und die ihm 
zu dieſem Zwecke angewieſenen Localitäten in dieſem Hauſe gebrauchte, 
— ſich mit Rückſicht auf die Beſtimmung des § 309 des a. b. G. B. 
wohl in der Innehabung, jedoch nicht im Beſitze dieſer Loecali⸗ 
täten befand, nach § 319 a. b. G. B. aber kein Inhaber berechtigt 
iſt, den Grund ſeiner Innehabung eigenmächtig zu verändern und ſich 
dadurch einen Titel anzumaßen; in Erwägung, daß in der von 
Seite des Geklagten, als Dienſtherrn des Klägers und Eigenthümers 
des Wirthshauſes Nr. 10 in H., vorgenommenen Verſchließung des 
Gewölbes und Kellers und Wegnahme des Schlüſſels aus der Ver⸗ 
wahrung des Klägers der Act einer widerrechtlichen Störung des 
Beſitzes des Klägers im Sinne des § 339 des a. b. G. B. nicht 
zu erkennen iſt, und in der Erwägung, daß behufs Entſcheidung der 
Frage über die aus dem Dienftvertenge für die Parteien entſtandenen 
Rechte und Verbindlichkeiten das Verfahren in possessorio summa- 
rissimo keine Anwendung finden kann.“ G. H. 


Perordnungen. 


Erlaß des Miniſteriums des Junern vom 11. Jänner 1872, Z. 18.448, 
betreffend die Verwendung der präliminirten Dptationen für Remunerationen 
und ſonſtige Auslagen des Landes⸗Sanitätsrathes. 


Anläßlich einer vorgekommenen Anfrage betreffend die Verwendung der präli⸗ 
minirten Dotation für Remunerationen und ſonſtige Auslagen des Landes⸗Sanitäts⸗ 
rathes habe ich erlafſen, daß mit Rückſicht auf § 12 des Geſetzes vom 30. April 1870, 
R. G Bl. Nr. 68, einem Mitgliede des Landes⸗Sanitätsrathes, welches dieſes Amt 
als ein Ehrenamt unentgeltlich führt, eine Remuneration nur für beſtimmte größere Ar⸗ 
beiten, ſohin nur für beſtimmte Referate, welche enkweder an und für ſich oder durch 
die nöthigen Vorarbeiten eine beſondere Mühewaltung außerhalb der Sitzungen in 
Auſpruch genommen haben, ertheilt werden kann, und daß mit Rückſicht auf die 
Dienſtesſtellung, welche der Landes⸗Sanitätsreferent, der Landes⸗Thierarzt und der 
ärztliche Concipiſt bei der Landesſtelle einnehmen, die genannten l. f. Beamten für ihre 
amtlichen Arbeiten, gleichviel ob dieſelben im Landes⸗Sanitätsrathe zur Verhandlung 
gelangen oder nicht, eine Remuneration nicht nach dem Grundſatze, welcher diesfalls 
für die unbeſoldeten Mitglieder des Landes⸗Sanitätsrathes gilt, ſondern nur nach den 
Grundſätzen, welche rückſichtlich der Remunerationen für bleibend angeſtellte Staats⸗ 
beamte überhaupt maßgebend ſind, anſprechen können. 

Außerdem habe ich bemerkt, daß die bisher präliminirte und angewieſene Dota⸗ 
tion für Remunerationen und ſonſtige Auslagen des Landes⸗Sanitätsrathes, für deren 
Ermittlung derzeit noch die Grundlage fehlt, keineswegs als eine unter allen Um⸗ 
ſtänden zu ertheilende Pauſchaldotation betrachtet werden darf, daß im Gegentheile die 
Remunerationen und ſonſtigen Auslagen des Landes⸗Sanitätsrathes nur von Fall zu 
Fall zur Anweiſung zu gelangen haben und gleichwie alle anderen nicht pauſchalirten 
Auslagen der Verrechnung und Controle unterliegen. 

Hievon beehre ich mich, Euer Hochwohlgeboren zur gefälligen Kenntuißnahme 
und Darnachachtung die Mittheilung zu machen. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 28. Jänner 1872, 3. 1515, 
betreffend die Erſichtlichmachung der ertheilten Altersnachſicht in Hauſir⸗ 
documenten. 


In jenen Fällen, in welchen Hauſirpäſſe (Hauſirbücher) an Perſonen, die das 
zur Erlangung einer ſolchen Coneeſſion geſetzlich vorgeſchriebene Alter noch nicht 
erreicht haben, im Grunde einer vom Miniſter ertheilten Altersnachſicht ausgefertigt 
werden, iſt dieſer Umſtand in dem Hauſirdocumente erſichtlich zu machen. 
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Erlaß des k. k. Finanzminiſteriums vom 15. Jänner 1872, Z. 39.560, betref⸗ 

fend die Competenz der Disciplinarcommiſſtonen beim Uebertritte eines 
Staatsbedienſteten von einer Behörde zur anderen. 


Anläßlich eines ſpeciellen Falles wird erklärt, daß im Falle des Uebertrittes 
eines Staatsbedienſteten von einer Behörde zu einer anderen und eines von demſelben 
im früheren Dienftverbande verübten, jedoch erſt nach dieſem Uebertritte entdeckten 
Dienſtvergehens zur Fällung des Disciplinarerkenntniſſes die bei derjenigen Behörde 
beſtellte Disciplinareommiſſion competent erſcheine, welcher der Betreffende derzeit 
unterſteht, daher auch nur dieſe Behörde zur Einleitung mittlerweiliger Vorkehrungen, 
wohin namentlich die Suspenſion vom Amte und Gehalte zu rechnen iſt, berufen ſei. 


Erlaß des k. k. Miniſters für Landes vertheidigung vom 27. Jänner 1872, 
Z. 992/235 II, betreffend das Verfahren bezüglich der Heranziehung der im 
Auslande befindlichen Stellungspflichtigen zur Erfüllung ihrer Stellungspflicht. 


Das k. k Miniſterium des Aeußern hat unterm 12. v. M., Z. 16.380 /. 
den Bericht der k. k. Geſandtſchaft in Petersburg vom 27./15. November v. J., Z. 4, 
XVII, anher geleitet, worin auf zweckloſe und abträgliche Anſinnen der k. k. politiſchen 
Behörden aufmerkſam gemacht und um Abftellung ſolcher nutzloſer Correſpondenzen 
nachgeſucht wird. Nach dieſem Berichte iſt es vorgekommen: 

1. daß politiſche Stellungsbehörden ſich wiederholt an die k. k. Miſſionen in 
Rußland gewendet haben, öſterreichiſche Stellungspflichtige, welche ſich in Rußland 
befinden und ungeachtet der an ſie ergangenen Aufforderung, ihrer Stellungspflicht zu 
entſprechen, dieſer Pflicht nicht nachgekommen ſiud, zwangsweise heimſenden oder 
nochmals auffordern zu wollen, ihrer Stellungspflicht nachzukommen; 

2. daß ſolche Behörden in Fällen, wo in Rußland befindliche Stellungspflich⸗ 
tige der an fie ergangenen Aufforderung, ihrer Stellungspflicht zu entſprechen, nicht 
nachgekommen find, die vorerwähnten k. u. k. Miſſionen erſucht haben, dieſelben aufzu⸗ 
fordern, ihre Untauglichkeit im Sinne des § 77 der Inſtruction zur Ausführung des 
Wehrgeſetzes nachzuweiſen. 

ad 1. Nach erfolgter Auflaſſung des mit Rußland beſtandenen Cartels wegen 
Auslieferung von Stellungspflichtigen (Miniſterialverordnung vom 4. Mat 1870, 
R. G. Bl. Nr. 71) ſind Anſinnen an die k. u. k. Miſſionen in Rußland um zwangs⸗ 
weiſe Heimſendung öſterreichiſcher Stellungspflichtiger zwecklos, und ſohin finde ich 
die k. k. Statthalterei anzuweiſen, den politiſchen Stellungsbehörden die bezogene Mi⸗ 
niſterialverordnung in Erinnerung zu bringen. 

Auch iſt nicht anzunehmen, daß ein Stellungspflichtiger, welcher der an ihn 
ergangenen Aufforderung zum Erſcheinen vor der Stellungscommiffion nicht ent⸗ 
ſprochen hat und in einem Staate ſich befindet, mit welchem kein Vertrag wegen Aus⸗ 
lieferung folcher Stellungspflichtiger beſteht, einer zweiten, dritten oder vierten 
gleichen Aufforderung entſprechen wird, vielmehr muß zugegeben werden, daß mehr⸗ 
fache ſolche Aufforderungen die erſte abzuſchwächen geeignet ſind. 

ad 2. Stellungspflichtigen, welche ſich im Anslande befinden und den mehr⸗ 
erwähnten Aufforderungen nicht nachgekommen ſind, nahe zu legen, ihre Untauglichkeit 
für Militärdienſte durch ärztliche Zeugniſſe im Sinne des § 77 der Inſtruction zur 
Ausführung des Wehrgeſetzes nachzuweiſen, um aus dem Vormerke der Nachzuſtel⸗ 
lenden gelöſcht zu werden, muß geradezu gerügt werden, weil ein ſolcher Vorgang 
unlautere Umtriebe hervorrufen kann. ; 

Um daher dieſen Uebelſtänden im Allgemeinen zu begegnen und im In⸗ 
tereſſe der Vereinfachung des Dienſtes halte ich es für zweckmäßig, daß den Stellungs⸗ 
behörden ein gleichmäßiges Verfahren bezüglich der Heranziehung der im Auslande 
befindlichen Stellungspflichtigen zur Erfüllung ihrer Stellungspflicht vorgezeich⸗ 
net werde. 

Behufs deſſen finde ich Nachſtehendes anzuordnen: 

J. Die Aufforderung an die im Auslande befindlichen Stellungspflichtigen 
zum Entſprechen ihrer Stellungspflicht iſt von der heimatlichen Stellungs behörde 
auszufertigen und hat zu enthalten: 

1. den Namen und Charakter des Stellungspflichtigen, 

2. ſein Geburtsjahr, 

3. ſeine Zuſtändigkeitsgemeinde, 

4. die Aufforderung zur Erfüllung ſeiner Stellungspflicht, 

5. die Androhung der geſetzlichen Folgen im Falle der Außerachtlaſſung dieſer 
Aufforderung unter ausdrücklicher Berufung auf den $ 46 des Wehrgeſetzes, 

5 6. den Termin, wann der Stellungspflichtige am Aſſentplatze zu erſchei⸗ 
nen hat, 

7. den Ort, wo er ſich der Stellung zu unterziehen hat, und 

8. am Schluſſe in der Anmerkung vollinhaltlich den § 46 des Wehrgeſetzes. 

II. Dieſe Aufforderungen find unverſiegelt mittelft Erſuchſchreiben an die 
betreffenden k. u. k. Miſſionen zu leiten. 

III. In dieſem Schreiben iſt an die k. u. k. Miſſion dae Anſuchen zu ſtellen: 
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1. die angeſchloſſene Aufforderung dem betreffenden Stellungspflichtigen, 
deſſen Aufenthaltsort nach Thunlichkeit beizufügen iſt, gegen vorſchriftsmäßige Em⸗ 
pfangsbeſtätigung ausfolgen zu machen, 

2. dieſe Empfangsbeſtätigung der requirirenden Heimatsbehörde einzuſen⸗ 
den, endlich 

3. die zwangsweiſe Heimſendung des Stellungspflichtigen veranlaſſen zu 
wollen, wenn derſelbe in einem Staate, mit welchem ein Vertrag wegen Auslieferung 
der Stellungspflichtigen beſteht, ſich befindet und der an ihn ergangenen Aufforderung 
nicht rechtzeitig entſprechen ſollte. In dieſen Fällen hat die requirirende Behörde ſtets 
den beſtehenden Auslieferungsvertrag zu citiren. 

IV. Liegt die Empfangsbeſtätigung des Stellungspflichtigen über die erhaltene 
Aufforderung, feiner Stellungspflicht zu entſprechen, vor, fo kann von jeder weiteren 
diesfälligen Aufforderung abgeſehen werden, wenn nicht ſeine Auslieferung (Punkt III, 
Zahl 3) erreicht werden kann, und es ſind ſolche Stellungäpflichtige fortan im Vor⸗ 
merke der Nachzuſtellenden zu führen; dort iſt auch die erfolgte Aufforderung, ſobald 
die Beſtätigung der bewirkten Zuſtellung einlangt, vorzumerken, auf Grund deſſen 
dieſelben im Betretungsfalle der Amtshandlung zu unterziehen find. 

Was den Vorgang bezüglich der Enthebungen vom perſönlichen Erſcheinen 
vor der Stellungscommiſſion im Sinne des $ 77 der Inſtruction zur Ausführung des 
Wehrgeſetzes anbelangt, fo wird der k. k. Statthalterei eröffnet, daß die diesbezügliche 
Information in Verhandlung iſt und demnächſt nachfolgen wird. 


2 ͤ Sr tra nalen en ee 
Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Honorar⸗Legationsſ 
Wrede den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei 

Seine Majeſtät haben dem Hof. und Präſi 
hofes Anton Wagner das Ritterkreuz des Fran 

Seine Majeſtät haben dem Eiſenbahninſp 
des Franz Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Director der Adalber 
lius Jacobi das Ritterkreuz des Franz Joſeph⸗Ordens 

Seine Majeſtät haben den Secundarärzten erſter Claſſe der drei Wiener öffent⸗ 
lichen Krankenanſtalten, den Doctoren Eduard H esky, Otto Götz, Marcus Weil, 
Julius Steininger, Alexander Gold und Joſeph G roß ner die A. h. Zufrieden⸗ 
heit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Archivar des Abgeordnetenhau 
Johann Kupka den Titel und Charakter eines Regierungsrates 

Seine Majeftät haben dem Hof- und Miniſterialſecretär 
im gemeinſamen Miniſterium des Aeußern Ludwig Przib ram 
raktes eines Sectionsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Mitgliede der Redaction der 
Dr. Maximilian Engel und dem ſtändi 
Emil Kuh jedem taxfrei den Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Honorar » Legationsräthe Ferdinand Ritter von 
Markwort und Karl Grafen Zakuski zu Legationsräthen zweiter Claſſe und den 
Conſul Dr. Ladislaus Hengelmüller v. Hengervar zum Legationsſecretär 
ernannt, dann dem Honorar⸗Legationsſecretär Geza v. Bernäth die Stelle eines 
beſoldeten Attaches verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Conſulareleven Ale 
conſul beim Generalconſulate in Trapezunt ernannt 

Seine Majeſtät haben eine Oberfinanzrathsſtelle der Finanzlandesdirection in 
Innsbruck dem Finanzrathe und Oberamtsdirector des Wiener Hauptzollamtes Rai⸗ 
mund Vorhauſer verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Be 
Polizeirathe bei der Lemberger Polizefidirection 

Der Miniſter des Innern hat den Polizeia ctuar Franz Ritter v. Infeld 
zum Polizeicommiſſär in Wien ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Bauadjuncten Franz Glöckner zum In⸗ 
genieur für den Staatsbaudienſt in Kärnten ernannt 

Der Miniſter des Innern hat den Bauadjuncten Karl Engelbrecht zum 
proviſoriſchen Ingenieur für den Staatsbaudienſi in Tirol und Vorarlberg ernannt. 


ecretär Nikolaus Fürften 
verliehen. 

dialſecretär des oberſten Rechnungs⸗ 
3 Joſeph⸗Ordens verliehen. 

ector Julins Kaan das Ritterkreuz 


t⸗Eiſenhütte in Kladno Ju⸗ 
verliehen. 


ſes des Reichsrathes 
taxfrei verliehen. 

der Präſidialſection 
den Titel und Cha⸗ 


„Wiener Zeitung“ 
gen Mitarbeiter dieſes Blattes Profeſſor 


rander Suzzara zum Vice⸗ 


zirkscommiſſär Aurel Kövess zum 
ernannt. 


Erledigungen. 


Bezirkscommiſſärsſtelle mit 800 fl. Gehalt und dem Grad nalvorrückungs⸗ 
rechte in die höheren Gehaltsſtufen von 1000 fl. und 1200 fl., bis 25. Februar. 
(Amtsbl. Nr. 30.) 

Caſſecontrolorsſtelle bei der k. k. Salinenverwaltung Hallſtatt mit 525 fl. 
Gehalt, Holzdeputat, Naturalquartier und Salzgenuß, bis Ende Februar. (Amtsbl. 
Nr. 30.) 


Thierarztensſtelle für die Gemeinde Nußdorf bei Wien gegen jäbrliche Remu⸗ 
neration von 390 fl., bis 1. März. (Amtsbl. Nr. 31.) 

Zwei Prakticantenſtellen beim Hauptpunzirungsamte mit je 1 fl 25 kr. Tag⸗ 
geld und dem Vorrückungsanſpruche auf das höhere Taggeld pr. 1 fl. 50 kr., bis Ende 
Februar. (Amtsbl. Nr. 37.) 

Bezirkscommiſſärsſtelle in Salzburg, eventuell eine proviſoriſche Regierungs⸗ 
Concipiſtenſtelle mit 800 fl. Gehalt, bis 15. März. (Amtsbl. Nr. 38.) 

Zwei Bezirkscommiffärsſtellen in Niederöſterreich mit 1200 fl. und 1000 fl., 
und im Falle einer Gradnalvorrückung von 800 fl., eventuell Conceptsadjunctenſtellen 
mit 600 fl. und 500 fl., und im Falle einer Gradualvorrückung von 400 fl., bis 
25. Februar. (Amtsblatt Nr. 38.) . 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


